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„Wer stellt sich gegen die Verfassung?“
Professoren, Intellektuelle und ehemalige Offiziere vor dem Athener Militärgericht

Im Juli des vergangenen Jahres explodierte 
im Athener Stadtteil Aghia Paraskevi in der 
Wohnung des Wirtschaftswissenschaftlers Pro­
fessor Dionysios Karajorgas eine Bombe. Ein 
Fehler in der Zeitzündung hatte sie frühzeitig 
hochgehen lassen. Karajorgas verlor das rechte 
Auge und den rechten Arm. Der Polizeiapparat 
kam in Bewegung. Im Haus des Wissenschaft­
lers, der dem heute im Exil lebende griechi­
schen Politiker Andreas Papandreou nahesteht, 
fanden die Diener des Regimes dreizehn Zeit­
bomben, gebastelt, um Anschläge auf Einrich­
tungen der Junta auszuführen.

Obwohl schwer verwundet, wurde Karar. 
..orgas pausenlos verhört. Eine Verhaftungs­
welle ging anschließend über das Land. Mit­
glieder der Widerstandsbewegung „Demokra­
tische Verteidigung“ (Demokratdki Amina) 
sowie solche Männer und Frauen, von denen 
man annahm, sie würden dieser Gruppe an­
gehören, wurden festgenommen. Angeklagt 
wegen Hochverrat stehen sie zur Zeit vor 
einem Athener Militärgericht.

Die Aktion der Polizei hatte damals weit 
über die Grenzen des Landes hinaus Auf­
sehen erregt, zumal, als bekannt wurde, daß 
auch der international bekannte Strafrechtler 
Professor Mangakis zu den Verhafteten ge­
hörte. Mangakis war während eines Urlaubs 
in seinem Landhaus auf der Insel Mykonos 
von der örtlichen Polizei nachts aus dem Bett 
geholt worden. Ein Haftbefehl lag nicht vor, 
Gründe für die Verhaftung wurden nicht ge­
nannt. Mit einem Polizeiboot wurde er nach 
Piräus gebracht, von dort zum Untersuchungs­
gefängnis der Gendarmerie-Zentrale im Athe­
ner Vorort Nea-Jonia und anschließend ins 
Gefängnis der dortigen Polizeistation. Als 
Zelle diente ein provisorisch abgeteilter Teil 
des Korridors, ohne Fenster, Bett, Tisch oder 
o iuhl. Mangakis mußte mit den Fingern

ien. Sprecherlaubnis wurde verweigert.

Heftige Proteste
Die Behandlung. von Mangakis löste vor 

allem in der Bundesrepublik heftige Proteste 
aus, denn er war bereits im Februar 1969 von 
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fa­
kultät der Universität Freiburg im Einver­
nehmen mit dem Max-Planck-Institut für aus­
ländisches und internationales Strafrecht in 
Freiburg als Gastprofessor eingeladen wor­
den. Angehörige der Freiburger Universität 
versuchten in Athen, Gründe für die Verhaf­
tung zu erfahren und Mangakis doch noch in 
die Bundesrepublik zu bekommen. Sie scheiter­
ten.

Bundesdeutsche Professoren setzten sich für 
ihren Kollegen ein. In einer Erklärung, unter­
zeichnet von einer Gruppe bekannter Straf­
rechtler, hieß es: „Allen deutschen Fachkolle­
gen ist Mangakis aus vielfältiger Tätigkeit in 
Deutschland als aufrichtig rechtsstaatlich ge­
sinnter Jurist bekannt.“ Der Protest blieb un- 
gehört.

Der damalige Bundesjustizminister Horst 
Ehmke nahm ebenfalls Stellung: Er erklärte, 
man könne da nicht einfach schweigend Z u ­
sehen. Und wörtlich: „Ich bin der Meinung, 
daß die Juristen in der westlichen Welt Wert 
daräuf legen sollten, was dort passiert. Wir 
haben da keine Urteile zu fällen, aber wir 
sollten aus Kollegialität gegenüber diesen 
Männern, aber auch aus einer gemeinsamen 
Rechtstradition — Griechenland hat sehr viel 
zu dieser europäischen Rechtstradition und 
Rechtskultur beigetragen — nicht so tun, als 
ob es uns nichts anginge. Ich bin der Meinung, 
wir sollten mitversuchen, daß ordnungsge­
mäße Verfahren zustande kommen, das heißt, 
daß die Leute einen Verteidiger haben, daß 
der Verteidiger wirklich frei ist, zu verteidi­
gen, daß die Unabhängigkeit der Richter nicht 
angetastet wird. Und ich bin der Meinung, 
daß das am einfachsten dadurch sicherzustellen 
wäre — und eigentlich auch im Interesse der 
griechischen Regierung liegen so llte—, wenn 
in allen Prozessen internationale Beobachter 
zugelassen würden.“

Folterungen
Höhepunkt der Hilfsaktionen für Mangakis 

war der spektakuläre Appell seiner Frau an 
die Weltöffentlichkeit. Ihr Mann werde gefol­
tert und befände sich in Lebensgefahr, sagte 
sie damals und büßte dafür mit einer vierjäh­
rigen Gefängnisstrafe wegen „Verbreitung 
unwahrer Gerüchte“. Mangakis selbst wurde 
daraufhin von der Polizei Vertretern der 
Presse vorgestellf. Die Journalisten konnten 
’ n nur kurze Zeit sehen. Agenturkorrespon-
.nten aus neutralen und östlichen Staaten 

aber waren nicht zugelassen, und Mangakis 
durfte nicht von vorne fotografiert werden. 
Damals dementierte der Professor Folter­
berichte, aber jetzt, im Prozeß, erhob er erneut 
Anklage. Seine „Geständnisse“, so betonte er, 
seien durch Folterungen erpreßt worden.

Der Prozeß gegen die tatsächlichen oder 
vermeindlichen Mitglieder der „Demokratischen 
Verteidigung“ ist ein Prozeß gegen eine Wider-

Von Roder ich Reifenrath

standsgruppe, die aus Kreisen des linken Flü­
gels der Zentrumsunion von George Papandreou 
entstand. Diese Organisation war die erste und 
aktivste innerhalb des Zentrums seit dem 
Umsturz im April 1967. Bereits im September 
des gleichen Jahres hieß es in einer Prokla­
mation: „Unser Ziel ist der Sturz der Diktatur 
und die Errichtung einer vollkommeneren 
Demokratie.“

Einen Monat später veröffentlichte die 
Widerstandsorganisation eine programmatische 
Erklärung. Darin wurde dem König die 
größte Verantwortung für die Abschaffung 
der demokratischen Institutionen und für die 
Errichtung der Diktatur gegeben. Man wollte

„Wer tritt die Verfassung mit Füßen?" -  Ange­
klagte im Athener Prozeß. (Bild: UPI)

Der Bundesrepublik Juristen, von Profes­
soren (Wiethölter) und Praktikern (Wasser­
mann), von ihren Gesellen (Gerichtsreferen­
daren) und ihren Schülern (Jurastudenten) 
gemahnt, endlich nicht nur die einzelnen 
Bäume der Paragraphen, sondern auch den 
gesamten Wald der sozialen Verflechtungen zu 
sehen, haben nicht nur Mühe zu erkennen, 
was Rechtens, sondern schon Schwierigkeiten 
zu wissen, was überhaupt geltendes Recht ist. 
Im Rhythmus moderner Straßendemonstra­
tion, zeitweise unbeweglich auf den Fersen 
hockend, dann wieder im Laufschritt vorwärts­
eilend, bescherte der Gesetzgeber seit dem 
9. Mai 1969 gleich drei Gesetze zur Reform des 
Strafrechts, dazu ein Amnestiegesetz, und alle 
mit unterschiedlichen Daten des Inkrafttretens.

Besonderen Anlaß zum Jubel haben Ver­
leger von Juridika. Bis mindestens zum 1. Ok­
tober 1973, wenn das „Zweite Gesetz zur Re­
form des Strafrechts“, das einen völlig neuen 
Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches bietet, 
in Kraft tritt, wird ständig Grund bestehen, 
das Strafgesetzbuch in immer neuen, der 
gerade gültigen Rechtslage angepaßten Auf­
lagen zu drucken — und zu verkaufen.

In Kraft traten am 1. September vergan­
genen Jahres Teile des „Ersten Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts“. Neben grundlegen­
den Neuerungen — Wegfall der Strafbarkeit 
der Homosexualität zwischen erwachsenen 
Männern, des Ehebruchs und der Sodomie — 
brachte es Veränderungen — Vorschriften über 
Möglichkeiten der Strafaussetzung zur Bewäh­
rung und über die Verhängung von kurzfristi­
gen Freiheitsstrafen —, denen von vornherein 
nur eine Lebensdauer von ganzen sieben Mo­
naten zugebilligt worden war. Mit dem 31. März 
1970 traten sie außer Kraft, abgelöst von nun 
langlebigeren Bestimmungen.

Gleichzeitig bringt der 1. April aber auch 
ganz Neues.

Am 1. April verschwinden, ohne Spitzhacke 
und Rammbock, die Zuchthäuser. Statt Zucht­
haus- und Gefängnisstrafen, statt Einschlie­
ßung und Haft, werden Strafrichter künftig 
nur noch eine einheitliche „Freiheitsstrafe“ 
verhängen. Das Strafgesetzbuch vollzieht da­
mit nach, was längst Tatsache ist Denn in der

dafür kämpfen, daß Griechenland niemals 
mehr die Rolle des Dieners innerhalb inter­
nationaler Allianzen einzunehmen brauchte, 
ein deutlicher Schuß gegen die ständige Ein­
mischung Washingtons in die Athener Politik. 
Man begann, Formen des Volkswiderstands in 
allen Bereichen des öffentlichen Lebens und 
der Produktion zu organisieren.

Die Organisation ist heute im Kern zer­
schlagen. Darüber können die Bombenexplo­
sionen zu Beginn des Prozesses nicht hinweg­
täuschen. Bereits im Mai 1969 wurde einer der 1 
geistigen Köpfe und Mitbegründer der „Demo- - 
kratischen Verteidigung“, der Soziologe Vassi- i 
lis Filias, ausgeschaltet und von einem Sonder- I 
militärgericht zu 18 Jahren Kerker verurteilt. 
Filias ist in der Bundesrepublik ebenso be- I 
kannt wie Mangakis. Er hat jahrelang hier 
studiert.

In einer mutigen und die Lage treffend i 
analysierenden Verteidigungsrede vor Gericht 
bekannte sich Filias zum Widerstand gegen das · 
Regime. Wer stellt sich offen gegen die treue ! 
Einhaltung der Bestimmungen der Verfassung? 
fragte er die Richter: — „Wer sich für die treue 
Einhaltung der Bestimmungen der Verfassung 
einsetzt, oder wer dieselben mit Füßen tritt?

— wer das Gesetz respektiert, oder wer das 
Gesetz verletzt im Namen eines juristisch wie 
ethisch und politisch unhaltbaren Revolutions­
rechts?

— wer den politischen Kompromiß als de­
mokratisches Mittel zur Lösung der zwischen 
den verschiedenen politischen und sozialen 
Gruppen bestehenden Konflikte akzeptiert, 
oder wer das Gesetz des Stärkeren und die 
Gewalt der Waffen zum Prinzip erhebt?

— wer das griechische Volk und seine un­
veräußerlichen Rechte als höchste Entschei­
dungsinstanz ansieht, oder wer dieses Volk 
entmündigt und gleichzeitig von der ganzen 
Welt als unfähig bezeichnet hat, sich selbst zu 
regieren?

— wer dem griechischen Volke glaubt, oder 
wer ihm mit jeder seiner Handlungen das 
Mißtrauen ausspricht?

— wer den freien Bürger, seine verfas­
sungsmäßig verankerten Rechte und die Men­
schenwürde anerkennt und achtet, oder wer 
dieses Land in eine Arena unerhörter Unter­
drückung und Bestialitäten verwandelt? ,

Die Antwort, glaube ich, ist klar.

Von Eberhard Drück

Praxis bestanden schon lange kaum mehr Un­
terschiede zwischen Verurteilten, die eine Ge­
fängnis- und solchen, die eine Zuchthausstrafe 
verbüßten. Folgenschwer wurde der kleine 
Unterschied meist erst nach Strafende. Der 
Volksmund hatte zwar kein Kurzwort für den 
gefunden, der . im Gefängnis gesessen hatte, 
und war meist auch zu bequem, stets den gan­
zen Satz — „der hat früher einmal im Gefäng­
nis gehockt“ — zu formulieren, das diffamie­
rend einprägsame „Zuchthäusler“ floß ihm 
aber geschwind über die Zunge.

Dieser üblen Nachrede ist nun, so gut es 
eben geht, vorgebeugt. Die Bedeutung der 
Gesetzesänderung liegt in dem Versuch, die 
Resozialisierung des Straffälligen zu erleich­
tern. Nur der ehemalige Justizminister Richard 
Jaeger (CSU) und das CSU-regierte Bayern 
hatten bis zuletzt für die Beibehaltung der 
Zuchthäuser gefochten.

Verschwinden werden vom 1. April an aus 
den Gerichtssälen auch Verhandlungen, die 
zum Peinlichsten für Ankläger und Richter 
gehört haben. Fälle, bei denen ein Täter durch 
das von ihm angerichtete Unrecht schon schwer 
genug getroffen wurde — der Vater fährt 
fahrlässig sein Auto samt ganzer Familie an 
den Baum und überlebt als einziger —, brau­
chen nicht auch noch durch den Richter be­
straft zu werden, wenn keine höhere Frei­
heitsstrafe als ein Jahr verwirkt ist.

Über die Notwendigkeit kurzer Freiheits­
strafen wurde bis kurz vor Verabschiedung 
des Gesetzes im Mai vergangenen Jahres ge­
stritten. Herausgekommen ist ein Kompromiß. 
Kurze Freiheitsstrafen unter sechs Monaten 
sind weiterhin — bis hinunter zu einem Tag — 
zulässig (vom 1. Oktober 1973 an soll eine 
Ein-Monats-Untergrenze gelten). Aber vor sol­
chen Kurzstrafen sind zwei gesetzliche Schran­
ken auf gerichtet worden: Sie dürfen nur ver­
hängt werden, wenn besondere Umstände, die 
in der Tat oder der Persönlichkeit des Täters 
liegen, die Verhängung einer Freiheitsstrafe 
zur Einwirkung auf den Täter oder zur Ver­
teidigung der Rechtsordnung unerläßlich 
machen. Sind sie verhängt, so werden sie, 
wenn die allgemeinen Voraussetzungen erfüllt

Nur Bayern kämpfte bis zuletzt für
Strafrichter werden in Zukunft nur noch einheitliche Freil


